
Sportverein Mölschbach 1948 e.V. 
 

Satzung 
 Präambel 

Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird bei Personenbezeichnungen und personen-
bezogenen Hauptwörtern in diesem Dokument die männliche Form verwendet. Begriffe 
gelten im Sinne der Gleichbehandlung grundsätzlich für alle Geschlechter. Die verkürzte 
Sprachform hat nur redaktionelle Gründe und beinhaltet keine Wertung. 

 

A. Allgemeines 

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr  
 
1)  Der am 05. Juni 1948 in Mölschbach gegründete Sportverein führt den Namen 
„Sportverein Mölschbach 1948 e.V.“.    
 
2) Er ist Mitglied des Sportbundes Pfalz im Landessportbund Rheinland-Pfalz und der 
zuständigen Fachverbände. 
 
3) Der Verein hat seinen Sitz in 67661, Kaiserslautern/Mölschbach und ist im Vereinsregister 
Kaiserslautern eingetragen. 

4) Die Vereinsfarben sind rot-weiß. 

5) Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 

 
 

§ 2  Zweck des Vereins  

1) Zweck des Vereins ist die Förderung des Sports. Der Satzungszweck wird verwirklicht 
insbesondere durch die Pflege und Förderung des Breiten-, Freizeit-, Gesundheits- und 
Leistungssports von Sportarten, die der körperlichen und charakterlichen Entwicklung der 
Menschen dienen. 

2) Der Vereinszweck wird auch bei der Durchführung von Sportveranstaltungen und der 
Teilnahme an Sportveranstaltungen verwirklicht. Das gleiche gilt bei Angeboten der 
bewegungsorientierten Jugendarbeit und Durchführung von allgemeinen und 
sportorientierten Jugendveranstaltungen und – Maßnahmen. 

3) Zu diesem Zweck stellt der Verein seine Sportanlagen und Gerätschaften zur Verfügung. 

 

 

 



§ 3  Gemeinnützigkeit 

1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 
Abschnittes „steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 

2) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

3) Mittel des Vereins, sowie etwaige Überschüsse werden nur für satzungsgemäße Zwecke 
verwendet. Die Mitglieder erhalten keine Anteile am Überschuss und auch keine sonstigen 
Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 

4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die den Zwecken des Vereins fremd sind, oder 
durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

  
§ 4  Grundsätze der Vereinsarbeit  
. 
1) Der Verein ist parteipolitisch und religiös neutral. Er vertritt den Grundsatz religiöser, 
weltanschaulicher und ethnischer Toleranz und Neutralität. Der Verein wendet sich gegen 
Intoleranz, Rassismus und jede Form von politischem Extremismus. Er tritt rassistischen, 
verfassungs- und fremdenfeindlichen Bestrebungen sowie jeder Form von Gewalt, 
unabhängig davon, ob sie verbaler,  körperlicher, seelischer Art ist, entgegen. 

2) Der Verein, seine Amtsträger und Mitarbeiter bekennen sich zu den Grundsätzen eines 
umfassenden Kinder- und Jugendschutzes und treten für die körperliche und seelische 
Unversehrtheit und Selbstbestimmung der anvertrauten Kinder und Jugendlichen ein. 

3) Der Verein fördert die Inklusion behinderter und nichtbehinderter Menschen und die 
Integration von Menschen mit Zuwanderungshintergrund. Er verfolgt die Gleichstellung der 
Geschlechter. 

4) Er verpflichtet sich zu verantwortlichem Handeln auf der Grundlage von Transparenz, 
Integrität, Partizipation und Nachhaltigkeit als Prinzipien einer guten Vereinsführung. 

 
 
 

B. Vereinsmitgliedschaft 

§ 5 Erwerb und Beginn der Mitgliedschaft (neu) 

 
1) Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person werden. 
Die Mitgliedschaft im Verein ist unteilbar; es können nicht mehrere Personen 
gemeinsam eine Mitgliedschaft erwerben. 
 
2) Der Beitritt erfolgt durch einen Aufnahmeantrag, oder durch einen dafür vorgesehenen 
Online-Aufnahmeantrag an den Vorstand, der über die Aufnahme abschließend entscheidet. 
Mit Beschlussfassung beginnt die Mitgliedschaft. 
 
3) Aufnahmeanträge noch minderjähriger und nicht geschäftsfähigen Personen ist die 
schriftliche Zustimmung des gesetzlichen Vertreters erforderlich. 
 
4) Bei Ablehnung eines Aufnahmeantrages sind dem Antragsteller die Gründe schriftlich 
mitzuteilen. 



§ 6  Arten der Mitgliedschaft 
 
1) Der Verein besteht aus: 

- aktiven Mitgliedern 
- passiven Mitgliedern 
- Ehrenmitgliedern 
 
2) Aktive Mitglieder sind Mitglieder, die Angebote des Vereins / der Abteilung, der sie angehö-
ren, im Rahmen der bestehenden Ordnungen nutzen können und/oder am Spiel- bzw. Wett-
kampfbetrieb teilnehmen können. 

3) Für passive Mitglieder steht die Förderung des Vereins oder bestimmter Vereinsabteilun-
gen im Vordergrund. Sie nutzen die sportlichen Angebote des Vereins nicht.   
 

5) Ehrenmitglieder werden auf Vorschlag des Gesamtvorstandes per Beschluss mit einfacher 
Mehrheit der Mitgliederversammlung gewählt. Ehrenmitglieder haben ein Stimmrecht in der 
Mitgliederversammlung, sind aber von der Beitragspflicht befreit. 

 
§ 7  Beendigung der Mitgliedschaft 
 
1) Die Mitgliedschaft endet: 
- durch Austritt aus dem Verein (Kündigung) 
- durch Ausschluss aus dem Verein 
- durch Streichung aus der Mitgliederliste 
- durch Tod   
- Auflösung des Vereins 
 
 
2) Die Austrittserklärung ist schriftlich an den geschäftsführenden Vorstand zu richten. Der 
Austritt ist nur zum Schluss eines Kalendervierteljahres unter Einhaltung einer Frist von 
sechs Wochen zulässig. 
 
3) Die gleiche Frist gilt für den Austritt aus einzelnen Abteilungen und für die Umstellung von 
einer aktiven in eine passive Mitgliedschaft. 
 
4) In begründeten Ausnahmefällen kann der Vorstand Ausnahmen von der Frist zulassen. 
Näheres ist in der Geschäftsordnung des Vorstandes zu regeln. 
 
5) Für den Eingang der Kündigung beim Verein ist das Mitglied verantwortlich. Bei 
Minderjährigen und nicht geschäftsfähigen Mitgliedern muss der gesetzliche Vertreter die 
Mitgliedschaft kündigen. 
 
6) Ein Mitglied kann vom Gesamtvorstand aus dem Verein ausgeschlossen werden: 

a)  wegen Nichterfüllung satzungsmäßiger Vorschriften oder Missachtung von              
Anordnung der Organe des Vereins 
b)  wegen eines schweren Verstoßes gegen die Interessen des Vereins oder  groben 
unsportlichen Verhaltens. 
c) dem Verein oder dem Ansehen des Vereins durch unehrenhaftes Verhalten, 
insbesondere durch Äußerung extremistischer Gesinnung oder durch Verstoß gegen die 
Grundsätze des Kinder- und Jugendschutzes, schadet. 

 
 



7) Über den Ausschluss entscheidet der Gesamtvorstand auf Antrag. Zur Antragstellung ist 
jedes Mitglied berechtigt. 
 
8) Der Antrag auf Ausschluss ist dem betroffenen Mitglied samt Begründung zuzuleiten. Das 
betroffene Mitglied wird aufgefordert, innerhalb einer Frist von drei Wochen zu dem Antrag 
auf Ausschluss Stellung zu nehmen. Nach Ablauf der Frist ist vom Gesamtvorstand unter 
Berücksichtigung der Stellungnahme des betroffenen Mitglieds über den Antrag mit einfacher 
Mehrheit zu entscheiden. 
 
9) Der Beschluss ist dem Mitglied schriftlich mit Gründen mittels Brief mitzuteilen. Der 
Ausschließungsbeschluss wird mit Bekanntgabe an das betroffene Mitglied wirksam. 
 
10) Ein Mitglied kann durch Beschluss des Gesamtvorstandes von der Mitgliederliste 
gestrichen werden, wenn es trotz schriftlicher Mahnung mit der Zahlung von 
Zahlungsverpflichtungen (Beiträge, Umlagen, Gebühren etc.) in Verzug ist. Der Beschluss 
über die Streichung darf durch den Gesamtvorstand erst dann gefasst werden, wenn nach 
Versendung der Mahnung drei Wochen verstrichen sind und dem Mitglied in der Mahnung 
die Streichung bei Nichtzahlung angekündigt worden ist. Der Beschluss über die Streichung 
ist dem betroffenen Mitglied per Brief mitzuteilen. 
 
11) Handelt es sich bei dem auszuschließenden oder zu streichenden Mitglied um ein 
Mitglied des Gesamtvorstandes, dann entscheidet die Mitgliederversammlung. 

 
 
 
§ 8  Maßregelungen 
 
Gegen Mitglieder, die gegen die Satzung oder gegen Anordnungen der Vereinsorgane 
verstoßen, können nach vorheriger Anhörung vom geschäftsführenden Vorstand folgende 
Maßnahmen verhängt werden. 
     a)  Verweis 
     b)  zeitlich begrenztes Verbot oder Teilnahme am Sportbetrieb und den Veranstaltungen 
 des Vereins. 
      Maßregelungen sind mit Begründungen und Angabe der Rechtsmittel 
 auszusprechen. 
                                   
 
 
                         
 § 9  Rechtsmittel 
 
Gegen eine Ablehnung der Aufnahme (§ 5.5), gegen einen Ausschluss (§ 7.9), einer 
Streichung aus der Mitgliederliste (§ 7.10) sowie gegen eine Maßregelung (§ 8) ist Einspruch 
zulässig. Dieser ist innerhalb von zwei Wochen – vom Zugang des Bescheides angerechnet 
– beim 1. Vorstand einzureichen. Über den Einspruch entscheidet der Gesamtvorstand 
endgültig. 
 
 
 
 
 
 
 
 



C. Rechte und Pflichten der Mitglieder 

 

§ 10  Rechte und Pflichten der Mitglieder 

1) Mit der Aufnahme in den Verein erkennt das Mitglied die Satzung an. Es verpflichtet sich, 
die Satzungsregelungen und die Ordnungen des Vereins sowie die Beschlüsse der Vereins-
organe zu befolgen. Die Mitglieder sind verpflichtet, die Vereinsinteressen zu fördern und al-
les zu unterlassen, was dem Ansehen und dem Zweck des Vereins entgegensteht. 

2) Die Mitglieder haben das Recht, am Übungsbetrieb und den Veranstaltungen des Vereins 
teilzunehmen. In Übungsstunden kann die Teilnehmerzahl aus Platz- und anderen Gründen 
beschränkt sein. 

3) Die Mitglieder sind zur Zahlung der festgelegten Beiträge, Umlagen und Gebühren ver-
pflichtet. Die Höhe der Mitgliedsbeiträge, Umlagen, Gebühren und Abteilungsbeiträge sowie 
weitere Einzelheiten werden in der Beitragsordnung festgelegt. 

4) Die Mitglieder sind verpflichtet, den Verein über Änderungen in ihren persönlichen Verhält-
nissen in Textform zu informieren. Dazu gehört insbesondere die Mitteilung von Anschriften-
änderungen oder persönlichen Veränderungen, die für das Beitragswesen relevant sind (z.B. 

Änderungen der Bankverbindung, Änderung der E-Mail-Adresse, Beendigung der 
Schulausbildung, etc.)  

5) Nachteile, die dem Mitglied dadurch entstehen, dass es dem Verein die erforderlichen Än-
derungen nach §5 Abs. 4 nicht mitteilt, gehen nicht zu Lasten des Vereins und können die-
sem nicht entgegengehalten werden. Entsteht dem Verein dadurch ein Schaden, ist das Mit-
glied zum Ausgleich verpflichtet 

 

§ 11 Beiträge 
 
1)  Der Mitgliedsbeitrag sowie außerordentliche Beiträge werden von der 
Mitgliederversammlung festgelegt. 
 
2) Es können zusätzlich Aufnahmegebühren, Umlagen, Gebühren für besondere Leistungen 
des Vereins sowie abteilungsspezifische Beiträge erhoben werden. Darüber hinaus können 
Familienbeiträge festgesetzt werden. Der Familienbeitrag umfasst die Beitragsverpflichtung 
einer Familie mit minderjährigen Kindern. 

3) Minderjährige Mitglieder werden mit Vollendung des 18. Lebensjahrs und Eintritt der 
Volljährigkeit als erwachsene Mitglieder beitragsmäßig veranlagt. Das betroffene Mitglied 
wird vorab rechtzeitig darüber informiert. 

4) Über Höhe und Fälligkeit sämtlicher Beiträge, Aufnahmebeitrag und Umlagen entscheidet 
die Mitgliederversammlung durch Beschluss. Einzig Abteilungsbeiträge und Kursgebühren 
werden lediglich vom Gesamtvorstand genehmigt und ohne Beschluss der 
Mitgliederversammlung in die Beitragsordnung aufgenommen. Umlagen können bis zur 
Höhe des Dreifachen des jährlichen Mitgliedsbeitrages festgesetzt werden. Beschlüsse über 
Beitragsfestsetzungen sind den Mitgliedern bekannt zu geben. 



5) Das Mitglied ist verpflichtet, dem Verein Änderungen der Bankverbindung, der Anschrift 
sowie der E-Mail-Adresse mitzuteilen. 

6) Von Mitgliedern, die dem Verein ein SEPA-Lastschriftmandat erteilt haben, wird der 
Beitrag zum Fälligkeitstermin eingezogen. 

7) Kann der Bankeinzug aus Gründen, die das Mitglied zu vertreten hat, nicht erfolgen, sind 
dadurch entstehende Bankgebühren durch das Mitglied zu tragen. 

8) Fällige Beitragsforderungen können vom Verein außergerichtlich und gerichtlich geltend 
gemacht werden. Die entstehenden Kosten hat das Mitglied zu tragen. 

9) Der geschäftsführende Vorstand kann in begründeten Einzelfällen Beitragsleistungen oder 
-pflichten ganz oder teilweise erlassen oder stunden bzw. Mitgliedern die Teilnahme am 
SEPA-Lastschriftverfahren erlassen. 

10) Ehrenmitglieder und Ehrenvorsitzende sind beitragsfrei 

 

§ 12  Stimmrecht und Wählbarkeit 
 
1)  Alle Mitglieder vom vollendeten 18. Lebensjahr an stimmberechtigt sind. Jüngere 
Mitglieder können an der Mitgliederversammlung und den Abteilungsversammlungen 
teilnehmen. 
Als Vorstandsmitglieder sind Mitglieder vom vollendeten 18. Lebensjahr an wählbar. 
 
2)  Bei der Wahl der Jugendvertreter haben alle Mitglieder des Vereins vom 12. bis 21. 
Lebensjahr Stimmrecht.   
Als Jugendvertreter können Mitglieder vom vollendeten 16. Lebensjahr angewählt werden. 
 
  

D. Organe des Vereins 
 
 

§ 13  Vereinsorgane 
 
1)  Organe des Vereines sind: 
      
- die Mitgliederversammlung 

- der geschäftsführende Vorstand 

- der Gesamtvorstand 
 
 

 
§ 14  Mitgliederversammlung 
 
1)  Oberstes Organ des Vereins ist die Mitgliederversammlung. 
 
2)  Eine ordentliche Mitgliederversammlung (Jahreshauptversammlung) findet alle zwei 
Jahre statt. 
 
 
 



3)  Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist innerhalb einer Frist von drei Wochen 
mit entsprechender Tagesordnung einzuberufen, wenn es 
     a)  der geschäftsführende Vorstand oder der Gesamtvorstand beschließt. 
     b)  ein Viertel der stimmberechtigten Mitglieder schriftlich beim 1. Vorstand beantragt hat. 
 
4) Mitgliederversammlungen finden grundsätzlich als Präsenzversammlungen statt. Zur 
Präsenzversammlung treffen sich alle Teilnehmenden an einem gemeinsamen Ort.                  
Der geschäftsführende Vorstand kann beschließen, dass die Mitgliederversammlung 
ausschließlich als virtuelle Mitgliederversammlung in Form einer onlinebasierten 
Videoversammlung oder als Kombination von Präsenzversammlung und virtueller 
Versammlung (hybride Mitgliederversammlung) stattfindet. Ohne einen entsprechenden 
Beschluss des geschäftsführenden Vorstands haben die Mitglieder keinen Anspruch darauf, 
virtuell an einer Präsenzversammlung teilzunehmen. 

5) Teilnahme- und stimmberechtigten Personen, die nicht in Präsenzform an der virtuellen 
oder hybriden Mitgliederversammlung teilnehmen, wird durch geeignete technische Vorrich-
tungen die Möglichkeit gegeben, virtuell an der Mitgliederversammlung teilzunehmen und 
das Stimmrecht auf elektronischem Wege auszuüben. Die Einzelheiten zur Registrierung 
und Gewährleistung der Zugangsberechtigung und Ausübung des Stimmrechts können in 
der Geschäftsordnung geregelt werden. Die Auswahl der technischen Rahmenbedingungen 
(z. B. die Auswahl der zu verwendenden Software bzw. Programme) legt der geschäftsfüh-
rende Vorstand per Beschluss fest.  
 
6) Technische Widrigkeiten, die zu einer Beeinträchtigung bei der Teilnahme oder bei der 
Stimmrechtsausübung führen, berechtigen die teilnahme- und stimmberechtigten Personen 
nicht dazu, gefasste Beschlüsse und vorgenommene Wahlen anzufechten, es sei denn, die 
Ursache der technischen Widrigkeiten ist dem Verantwortungsbereich des Vereins 
zuzurechnen. 

7) Die Einberufung der Mitgliederversammlung erfolgt durch den geschäftsführenden 
Vorstand. Zwischen dem Tag der Einladung und dem Termin der Versammlung muss eine 
Frist von drei Wochen liegen. Die Einladung erfolgt per E-Mail mit Bekanntgabe der vorläufig 
festgesetzten Tagesordnung an die dem Verein zuletzt bekannte Mitgliedsadresse. 
Mitglieder, die keine E-Mail-Adresse haben, werden per Brief eingeladen. 
 
8) Mit der Einberufung der ordentlichen Mitgliederversammlung ist die Tagesordnung 
mitzuteilen. 
     Diese muss folgende Punkte enthalten: 
     a)  Entgegennahme der Berichte 
     b)  Kassenbericht und Berichte der Kassenprüfer 
     c)  Entlastung des Gesamtvorstandes 
     d)  Wahlen, soweit diese erforderlich sind 
     e)  Beschlussfassung über vorliegende Anträge 
     f)   Satzungsänderungen 
 
9) Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder 
     beschlussfähig.                                                                                                                                  
 
10) Die Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten 
Mitgliedern gefasst. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. Satzungsänderungen 
können nur mit einer Mehrheit von Zweidritteln der erschienenen stimmberechtigten Mitglieder 
beschlossen werden. 
                                                                                                        



11) Über Anträge, die nicht in der Tagesordnung verzeichnet sind, kann in der 
Mitgliederversammlung nur abgestimmt werden, wenn diese Anträge mindestens eine Woche 
vor der Versammlung schriftlich beim 1. Vorstand des Vereins eingegangen sind. 
Dringlichkeitsanträge dürfen nur behandelt werden, wenn die Mitgliederversammlung mit einer 
Zweidrittel-Mehrheit beschließt, dass sie als Tagesordnungspunkte aufgenommen werden. 
 
12) Dem Antrag eines Mitgliedes auf geheime Abstimmung muss entsprochen werden. 
 
 
§ 15  Mitarbeiterkreis 
 
1)  Zum Mitarbeiterkreis gehören: 
      a)  die Mitglieder des Vorstandes 
      b)  die Abteilungsleiter 
      c)  die Übungsleiter 
      d)  die Betreuer und Platzwarte 
      e)  Schiedsrichter 
      f)  Vertreter des Vereins in Fachgremien des Sports auf Kreis-, Bezirks- und 
 Landesebene 
      g) Kassenprüfer 
 
2)  Der Mitarbeiterkreis tritt mindestens einmal jährlich zusammen. Er wird vom 1. Vorstand 
geleitet. 
 
3)  Der Mitarbeiterkreis soll gewährleisten, dass alle im Verein tätigen Mitarbeiter laufend 
über alle Geschehnisse im Verein informiert werden. Er hat die Aufgabe, bei allen 
besonderen Maßnahmen und Vorhaben des Vereins beratend mitzuwirken. 
 
 
§ 16  Vorstand 
 
1)  Der Vorstand arbeitet: 
      a)  als geschäftsführender Vorstand mindestens aus 
            1. Vorstand   
            2. Vorstand 
            Schriftführer und 
             Kassierer 
 
      b)  als Gesamtvorstand bestehend aus 
            dem geschäftsführenden Vorstand a) 
            den Abteilungsleitern und 
            dem Vereinsausschuss 
                                                                                                                                                                                                                                                                
2)  Vorstand im Sinne des § 26 GBG sind der 1. Vorstand und der 2. Vorstand. Sie vertreten 
den Verein gerichtlich und außergerichtlich. Jeder von ihnen ist allein vertretungsberechtigt. 
Im Innenverhältnis wird der 2. Vorstand jedoch nur bei Verhinderung des 1. Vorstandes tätig.      
 
3)  Die Abteilungsleiter werden von den einzelnen Abteilungen gewählt. 
 
4)  Der 1. Vorstand beruft und leitet die Sitzungen des geschäftsführenden Vorstandes und 
des Gesamtvorstandes. Der Gesamtvorstand tritt zusammen, wenn es das Vereinsinteresse 
erfordert oder drei seiner Mitglieder es beantragen. Er ist beschlussfähig, wenn die Hälfte 
seiner Mitglieder anwesend ist. 
Bei Ausscheiden eines Vorstandsmitgliedes ist der Gesamtvorstand berechtigt, ein neues 
Mitglied kommissarisch bis zur nächsten Wahl zu berufen. 
 



5)  Zu den Aufgaben des Gesamtvorstandes gehören insbesondere die Durchführung der 
Beschlüsse der Mitgliederversammlung und die Behandlung von Anregungen des 
Mitarbeiterkreises. 
 
6)  Der Geschäftsführende Vorstand ist für Aufgaben zuständig die aufgrund ihrer 
Dringlichkeit einer schnellen Erledigung bedürfen. 
Der Gesamtvorstand ist über die Tätigkeit des geschäftsführenden Vorstandes zu 
informieren. 
 
7)  Die Aufgaben der Mitglieder des geschäftsführenden Vorstandes sowie die Abgrenzung 
der übrigen Vorstandsressorts regelt die Geschäftsordnung. 
 
8)  Der 1. Vorstand, der 2. Vorstand und der Schriftführer haben das Recht an allen 
Sitzungen der Abteilungen und Ausschüsse beratend teilzunehmen. 

 
 
 

§ 17  Ausschüsse 
 
1)  Der Vereinsausschuss besteht aus fünf von der Mitgliederversammlung zu wählenden 
     Mitgliedern. 
 
2)  Der Gesamtvorstand kann bei Bedarf für sonstige Vereinsaufgaben Ausschüsse bilden, 
deren Mitglieder er beruft. 
 
3)  Die Sitzungen der Ausschüsse erfolgen nach Bedarf und werden durch den 
Geschäftsführer im Auftrag des Leiters einberufen. 
 
 
 
§ 18  Abteilungen 
 
1)  Für die im Verein betriebenen Sportarten bestehen Abteilungen, oder werden im 
Bedarfsfalle durch Beschluss des Gesamtvorstandes gegründet. 
 
2)  Die Abteilung wird durch ihren Leiter oder dessen Stellvertreter geleitet. 
                                                                                                                                                
3)  Abteilungsleiter und Stellvertreter werden von den Abteilungen gewählt. Die 
Abteilungsleitung ist gegenüber den Organen des Vereins verantwortlich und auf Verlangen 
jederzeit zur Berichterstattung verpflichtet.       
 
4)  Die Abteilungen sind im Bedarfsfalle berechtigt, zusätzlich zum Vereinsbeitrag einen 
Abteilungs- und Aufnahmebeitrag zu erheben. Die sich aus der Erhebung von 
Sonderbeiträgen ergebende Kassenführung kann jederzeit vom Kassenwart des Vereins 
geprüft werden. 
Die Erhebung eines Sonderbeitrags bedarf der vorherigen Zustimmung des 
Gesamtvorstandes. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



E. Sonstige Bestimmungen 
 
 
§ 19  Protokollierung der Beschlüsse 

 
Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung, des geschäftsführenden Vorstandes, des 
Gesamtvorstandes und der Ausschüsse ist jeweils ein Protokoll anzufertigen, das vom 
Versammlungsleiter und dem von ihm bestimmten Protokollführer zu unterzeichnen ist 
 
 
§ 20  Wahlen 
 
Die Mitglieder des Gesamtvorstandes, die Abteilungsleiter sowie drei Kassenprüfer werden 
auf die Dauer von zwei Jahren gewählt. Sie bleiben so lange im Amt bis der Nachfolger 
gewählt ist. Wiederwahl ist zulässig. 
 
 
§ 21  Kassenprüfung 
 
Die Kasse des Vereins sowie die Kassen der Abteilungen werden in jedem Jahr durch 
mindestens zwei der drei von der Mitgliederversammlung gewählten Kassenprüfer geprüft. 
Die Kassenprüfer erstatten der Mitgliederversammlung einen Prüfungsbericht und 
beantragen bei ordnungsgemäßer Führung der Kassengeschäfte die Entlastung des 
Kassenwarts. 
 
 
§ 22  Vergütungen für Vereinstätigkeit  
 
Die Vereins- und Organämter werden grundsätzlich ehrenamtlich ausgeübt. 
 
1) Bei Bedarf können Vereinsämter im Rahmen der haushaltsrechtlichen Möglichkeiten 
entgeltlich auf der Grundlage eines Dienstvertrages und / oder gegen Zahlung einer 
Aufwandsentschädigung nach § 3 Nr. 26a EStG ausgeübt werden. 
 
2) Die Entscheidung über eine entgeltliche Vereinstätigkeit nach Abs. (2) trifft der Vorstand. 
Gleiches gilt für die Vertragsinhalte und die Vertragsbeendigung. 
 
3) Der Vorstand ist ermächtigt, Tätigkeiten für den Verein gegen Zahlung einer 
angemessenen Vergütung oder Aufwandsentschädigung zu beauftragen. Maßgebend ist die 
Haushaltslage des Vereins. 
 
4) Der Anspruch auf Aufwendungsersatz kann nur innerhalb einer Frist von 3 Monaten nach 
seiner Entstehung geltend gemacht werden. Erstattungen werden nur gewährt, wenn die 
Aufwendungen mit Belegen und Aufstellungen, die prüffähig sein müssen, nachgewiesen 
werden. 
 
5) Vom Vorstand können per Beschluss im Rahmen der steuerrechtlichen Möglichkeiten, 
Grenzen über die Höhe des Aufwendungsersatzes nach § 670 BGB festgesetzt werden. 

 
 

 



§ 23  Ordnungen 
 
1) Der Verein kann sich Ordnungen geben. Ordnungen sind nicht Teil der Satzung, dürfen 
jedoch nicht im Widerspruch zur Satzung stehen. 

2) Änderungen der Beitragsordnung müssen von der Mitgliederversammlung genehmigt wer-
den. Einzig Abteilungsbeiträge und Kursgebühren werden lediglich vom Gesamtvorstand ge-
nehmigt und ohne Beschluss der Mitgliederversammlung in die Beitragsordnung aufgenom-
men. 

3) Der Gesamtvorstand darf eine Geschäftsordnung und eine Ordnung für die Benutzung der 
Sportstätten erlassen und Änderungen an dieser vornehmen. 

4) Die Ordnungen werden vom Gesamtvorstand mit einer Zweidrittel Mehrheit beschlossen 
 
      
 
§ 24  Zahlung von Ordnungsgeldern, Strafen und (Verfahrens-) Kosten 
 
Wenn im Sport- und Spielbetrieb Verbandsstrafen, Ordnungsmaßnahmen oder (Verfahrens-) 
Kosten (Maßnahmen) gegen den Verein verhängt werden, die ein Mitglied durch sein 
Verhalten zu verantworten hat, ist die Abteilung, der das Mitglied angehört, verpflichtet, die 
verhängten Maßnahmen selbst zu tragen.                                                            

Sind die Maßnahmen durch ein Mitglied des Vereins (z.B. Sportler, Trainer) verursacht 
worden, ist dieses verpflichtet, die Maßnahmen des Verbandes in voller Höhe zu tragen und 
den Verein im Innenverhältnis freizustellen.                                                                          
Maßnahmen eines Verbandes gegen den Verein werden gegenüber dem verursachenden 
Mitglied, sofern erforderlich, gerichtlich geltend gemacht, sofern das Mitglied dem Verein 
nicht seine Vermögenslosigkeit glaubhaft macht. 

 
 

§ 25  Haftung 

1) Ehrenamtlich Tätige und Organ- oder Amtsträger, deren Vergütung den Ehrenamtsfreibe-
trag gem. § 3 Nr. 26 a EStG im Jahr nicht übersteigt, haften für Schäden gegenüber den Mit-
gliedern und gegenüber dem Verein, die sie in Erfüllung ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit verur-
sachen, nur für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. 

2) Der Verein haftet gegenüber den Mitgliedern im Innenverhältnis nicht für leicht fahrlässig 
verursachte Schäden, die Mitglieder bei der Ausübung des Sports, bei Benutzung von Anla-
gen oder Einrichtungen des Vereins oder bei Vereinsveranstaltungen erleiden, soweit solche 
Schäden nicht durch Versicherungen des Vereins abgedeckt sind. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 



§ 26  Datenschutz im Verein 

1) Zur Erfüllung der Zwecke des Vereins werden unter Beachtung der gesetzlichen Vor-
gaben der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) der EU und des Bundesdaten-
schutzgesetztes (BDSG) personenbezogene Daten über persönliche und sachliche Ver-
hältnisse der Mitglieder im Verein verarbeitet. Einzelheiten regelt der Gesamtvorstand in 
einer Datenschutzordnung. 

2) Soweit die in den jeweiligen Vorschriften beschriebenen Voraussetzungen vorliegen, 
hat jedes Vereinsmitglied insbesondere die folgenden Rechte: 

1. das Recht auf Auskunft, 

2. das Recht auf Berichtigung, 

3. das Recht auf Löschung, 

4. das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, 

5. das Recht auf Datenübertragbarkeit, 

6. das Widerspruchsrecht, 

7. das Recht auf Beschwerde bei der Aufsichtsbehörde. 
 
3) Allen für den Verein tätigen Personen ist es untersagt, personenbezogene Daten un-
befugt zu anderen als dem zur jeweiligen Aufgabenerfüllung gehörenden Zweck zu ver-
arbeiten, bekannt zu geben, Dritten zugänglich zu machen oder sonst zu nutzen. Diese 
Pflicht besteht auch über das Ausscheiden der oben genannten Personen aus dem Ver-
ein hinaus. 

 
 

F. Schlussbestimmungen 
 

 
§ 27  Auflösung des Vereins 
 
1)  Die Auflösung des Vereins kann nur in einer zu diesem Zweck einberufenen 
außerordentlichen Mitgliederversammlung beschlossen werden. 
 
2)  die Einberufung einer solchen Versammlung darf nur erfolgen, wenn es 

a) der Gesamtvorstand mit einer Mehrheit von Dreiviertel aller seiner Mitglieder   
beschlossen hat, 

     oder 
     b)  von einem Drittel der stimmberechtigten Mitglieder des Vereins schriftlich  
     gefordert wurde. 
 
3)  Die Versammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens 50 % der stimmberechtigten 
Mitglieder anwesend sind. Die Auflösung kann nur mit einer Mehrheit von Dreiviertel der 
erschienenen stimmberechtigten Mitglieder beschlossen werden. Die Abstimmung ist 
namentlich vorzunehmen.   
Sollten bei der ersten Versammlung weniger als 50 % der stimmberechtigten Mitglieder 
anwesend sein, ist eine zweite Versammlung einzuberufen, die dann mit einer Mehrheit von 
Dreiviertel der anwesenden stimmberechtigten Mitgliedern beschlussfähig ist. 
 



4)  Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall seines bisherigen Zwecks, 
fällt sein Vermögen an die Stadt Kaiserslautern mit der Zweckbestimmung, dass dieses 
Vermögen unmittelbar und ausschließlich zur Förderung des Sports verwendet werden darf. 
 
 
 
Die vorstehende Satzung muss noch von der Mitgliederversammlung am 
3. Februar 2023 genehmigt werden. 
 
Mölschbach, den 6. Januar 2023 
 
 
  
 
 
 
               
  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 


